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(54) Verfahren zur Sanierung eines befahrbaren Bauwerks

(57) Zur Sanierung einer Brücke im Bereich einer
Dehnfuge (3) werden zunächst zumindest die oberflä-
chennahen Komponenten der zu ersetzenden Überbrük-
kungsvorrichtung demontiert sowie bestehende Fahr-
bahnkonstruktion in den widerlagerseitig und überbau-
seitig an die zu ersetzende Überbrückungsvorrichtung
angrenzenden Bereichen unter Ausbildung von tiefer als
die Fahrbahnoberfläche liegenden Aussparungen ent-
fernt, woraufhin ein ebenerdiges Überbrückungsproviso-
rium lösbar montiert wird. Dieses umfaßt eine die Dehn-

fuge (3) überspannende Überbrükkungsplatte (17) und
eine mit dieser im Bereich einer Fingeranordnung (21)
kämmende Gegenplatte (20), wobei die Fingeranord-
nung im Bereich einer der Aussparungen angeordnet ist.
Für die abschnittsweise Durchführung der vollständigen
Demontage der zu ersetzenden Überbrückungsvorrich-
tung sowie von Vorbereitungsarbeiten für die Montage
einer neuen permanenten Überbrückungsvorrichtung
wird zumindest die Überbrückungsplatte (17) bedarfs-
weise wiederholt entfernt und wiedermontiert.
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Beschreibung

[0001] Die vorliegende Erfindung betrifft ein Verfahren
zur Sanierung eines befahrbaren Bauwerks im Bereich
einer zwischen einem Widerlager und einem Überbau
bestehenden Dehnfuge.
[0002] Brücken und vergleichbare befahrbare Bau-
werke weisen namentlich zur Kompensation von Wär-
medehnungen des Überbaus Dehnfugen auf, denen
Überbrückungsvorrichtungen zugeordnet sind, auf de-
nen der Verkehr bei unterschiedlichen Breiten der Dehn-
fuge rollen kann. Solche Überbrückungsvorrichtungen,
die in unterschiedlichsten Ausführungen bekannt sind,
sind grundsätzlich für eine hohe Lebensdauer ausgelegt.
Dennoch sind zunehmend Sanierungen der Brücken und
sonstigen befahrbaren Bauwerke unter Erneuerung der
Überbrückungsvorrichtungen erforderlich, häufig nicht
zuletzt aufgrund einer massiven Zunahme der Verkehrs-
dichte und/oder Fahrzeuggewichte weit über die ur-
sprünglichen Auslegungswerte hinaus.
[0003] Derartige, mit einer Erneuerung der Überbrük-
kungsvorrichtung verbundene Sanierungsarbeiten erfor-
dern entweder eine Sperrung der entsprechenden Brük-
ken, zumindest im Umfang einer der Fahrbahnen; dies
resultiert in einer jeweils längerfristigen Beeinträchtigung
und Belästigung des Verkehrs, sei es durch eine Verrin-
gerung der insgesamt an der betreffenden Brücke zur
Verfügung stehenden Fahrspuren, sei es durch Verlage-
rung des Verkehrs auf Ausweichstrecken, die ihrerseits
dann häufig überlastet sind und/oder zur Aufnahme des
entsprechenden Verkehrs erst aufwendig vorbereitet
werden müssen (z.B. durch Vergrößerung der Durch-
fahrtshöhen und dergl.). Oder aber, es wird im Bereich
der Dehnfuge eine Behelfskonstruktion ("Fly-Over") mit
einer ersten, dem Widerlager zugeordneten und einer
zweiten, dem Überbau zugeordneten Rampe errichtet,
wobei der Verkehr während der Sanierungsarbeiten an
der darunter liegenden Überbrückungsvorrichtung über
die Behelfskonstruktion geleitet wird. Solche Behelfskon-
struktionen finden insbesondere dann Anwendung,
wenn vernünftige Ausweichrouten nicht zur Verfügung
stehen. Die Rampen benötigen aber, damit ein für die
Durchführung der Sanierungsarbeiten ausreichender
Freiraum unter der Behelfskonstruktion verbleibt und ein
zulässiges Gefälle nicht überschritten wird, eine erheb-
liche Länge, was mit einem entsprechend hohen bauli-
chen Aufwand für das Errichten sowie das spätere Ent-
fernen der Behelfskonstruktion verbunden ist. Außerdem
ist auch der über die Behelfskonstruktion geleitete Ver-
kehr wegen der notwendigen Beschränkung der für das
Überfahren der Behelfskonstruktion zulässigen Höchst-
geschwindigkeit im erheblichen Umfang beeinträchtigt.
[0004] Die vorliegende Erfindung ist demgemäß dar-
auf gerichtet, ein Verfahren zur Sanierung eines befahr-
baren Bauwerks im Bereich einer zwischen einem Wi-
derlager und einem Überbau bestehenden Dehnfuge an-
zugeben, das sich durch einen besonders geringen Ge-
samtaufwand auszeichnet und bei dem der Verkehr wäh-

rend der Sanierungsarbeiten nur in einem minimalen
Umfang beeinträchtigt ist.
[0005] Gemäß der vorliegenden Erfindung umfaßt das
Verfahren zur Sanierung eines befahrbaren Bauwerks
im Bereich einer zwischen einem Widerlager und einem
Überbau bestehenden Dehnfuge die folgenden Schritte:

- Entfernen von bestehender Fahrbahnkonstruktion in
den widerlagerseitig und überbauseitig an die zu er-
setzende Überbrückungsvorrichtung angrenzenden
Bereichen unter Ausbildung von tiefer als die Fahr-
bahnoberfläche liegenden Aussparungen in Wider-
lager und Überbau, wobei zumindest eine erste der
Aussparungen eine im wesentlichen parallel zu der
zugeordneten Fahrbahnoberfläche verlaufende
Oberfläche aufweist;

- Demontage zumindest der die befahrbare Oberflä-
che bildenden Komponenten der zu ersetzenden
Überbrükkungsvorrichtung;

- beschädigungsfrei lösbare Montage eines Über-
brükkungsprovisoriums, welches eine Überbrük-
kungsplatte und eine mit dieser im Bereich einer Fin-
geranordnung kämmende Gegenplatte umfaßt und
dessen Oberfläche im wesentlichen spalt-, sprung-
und winkelfrei an die Fahrbahnoberflächen von Wi-
derlager und Überbau benachbart zu der jeweiligen
Aussparung anschließt, wobei sich die Überbrük-
kungsplatte im Bereich der Fingeranordnung auf
dem Boden der ersten Aussparung abstützt;

- bedarfsweises wiederholtes Entfernen der Über-
brükkungsplatte für die abschnittsweise Durchfüh-
rung der vollständigen Demontage der zu ersetzen-
den Überbrückungsvorrichtung auf einem Niveau
unterhalb der Fahrbahnoberfläche sowie ggfs. von
Vorbereitungsarbeiten für die Montage einer neuen
permanenten Überbrückungsvorrichtung und je-
weils anschließendes Wiedermontieren der Über-
brückungsplatte;

- Entfernen des Überbrückungsprovisoriums und
Montage einer neuen permanenten Überbrückungs-
vorrichtung.

[0006] Einer der wesentlichen technischen Aspekte
der vorliegenden Erfindung besteht demgemäß in der
Ausbildung von Aussparungen in den beiden an die zu
ersetzende Überbrückungsvorrichtung angrenzenden
Bereichen der Fahrbahnkonstruktion. In einer dieser
Aussparungen ist die Fingeranordnung aufgenommen,
in deren Bereich die Überbrückungsplatte und die Ge-
genplatte des Überbrückungsprovisoriums miteinander
kämmen. Das Überbrückungsprovisorium stützt sich im
Bereich der Fingeranordnung in der entsprechenden
Aussparung ab. Dies ermöglicht den erfindungsgemä-
ßen Einsatz eines gemäß dem Fortgang der Sanierungs-
arbeiten bedarfsweise wiederholt zu öffnenden und zu
schließenden Überbrückungsprovisoriums trotz der voll-
ständigen Entfernung sämtlicher Komponenten der zu
ersetzenden Überbrückungsvorrichtung im Laufe der
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Sanierungsarbeiten. Insoweit gehen die Einsatzmöglich-
keiten der vorliegenden Erfindung bedeutend hinaus
über die denkbare Verwendung eines ebenerdigen Über-
brückungsprovisoriums während der Instandsetzung ei-
ner Überbrückungsvorrichtung durch Austausch der die
befahrbare Oberfläche bildenden Komponenten (z.B.
Lamellen) unter Erhaltung der tragenden Struktur (z.B.
Traversen) der Überbrückungsvorrichtung, bei der sich
ein Überbrückungsprovisorium insbesondere im Bereich
einer Fingeranordnung auf der auch während der In-
standsetzungsarbeiten zur Verfügung stehenden Trag-
struktur der Überbrückungsvorrichtung abstützen könn-
te.
[0007] Die vorliegende Erfindung baut maßgeblich auf
der Erkenntnis auf, daß sich die Möglichkeit einer indivi-
duellen und flexiblen Durchführung der Sanierungsarbei-
ten innerhalb bestimmter Zeitfenster durch entsprechen-
de Einrichtung der Baustelle und deren Anpassung an
die jeweiligen Verkehrsverhältnisse sowohl günstig auf
den Gesamtaufwand für die Durchführung der Sanie-
rungsarbeiten auswirkt als auch zu einer Minimierung
der insgesamt während der Durchführung der Sanie-
rungsarbeiten auftretenden Beeinträchtigung des Ver-
kehrs beitragen kann. In Anwendung der vorliegenden
Erfindung läßt sich die Sperrung der Brücke bzw. der
betreffenden Fahrbahn oder Fahrbahnspur für die
Durchführung der Sanierungsarbeiten nämlich insbe-
sondere auf verkehrsarme Zeiten beschränken, bei-
spielsweise auf die Nachtstunden oder das Wochenen-
de, während in der übrigen, verkehrsreichen Zeit der Ver-
kehr (auch) über das Überbrückungsprovisorium geleitet
wird; außerhalb der individuell in verkehrsarme Zeiten
verlegten Sperrungen können somit trotz der Durchfüh-
rung der Sanierungsarbeiten durchgehend sämtliche
Fahrspuren für den Verkehr zur Verfügung stehen. Ste-
hen pro Fahrbahn mehrere Fahrbahnspuren zur Verfü-
gung, können in Anwendung der vorliegenden Erfindung
die Sanierungsarbeiten mit besonders geringem Auf-
wand für die einzelnen Fahrbahnspuren nacheinander
durchgeführt werden. Beschränken sich in diesem Sinne
die Sanierungsarbeiten jeweils auf lediglich eine der
Fahrbahnspuren, so stehen in der verkehrsarmen Zeit
trotz Baustellenbetrieb immer noch diejenigen Fahr-
bahnspuren zur Verfügung, die zu diesem Zeitpunkt nicht
saniert werden; und in der verkehrsreichen Zeit kommt
die über das Überbrückungsprovisorium geleitete Fahr-
bahnspur hinzu. Da die Oberfläche der Überbrückungs-
provisoriums bündig, im wesentlichen ohne Spalt, Stufe
und/oder Winkelversatz an die angrenzende Fahr-
bahnoberfläche anschließt, bedarf es keiner, jedenfalls
keiner nennenswerten Herabsetzung bzw. Beschrän-
kung der Höchstgeschwindigkeit für den über das Über-
brückungsprovisorium geleiteten Verkehr, so daß auch
insoweit eine Beeinträchtigung entfällt. Der zusätzliche
bauliche Aufwand für das Errichten und das spätere Ent-
fernen des Überbrückungsprovisoriums ist denkbar ge-
ring. Das gleiche gilt für das intermittierende, bedarfs-
weise wiederholte vorübergehende Entfernen und Wie-

dermontieren der Überbrückungsplatte für die ab-
schnittsweise Durchführung der Sanierungsarbeiten bei
gesperrter Straße bzw. Fahrbahn. Nur für den während
der verkehrsarmen Zeiten auftretenden Minimalverkehr
bedarf es in Anwendung der vorliegenden Erfindung so-
mit der Beschränkung auf eine reduzierte Anzahl von
Fahrbahnspuren bzw. der Einrichtung von Umgehungs-
bzw. Ausweichstrecken, nicht hingegen für den üblichen
Durchschnittsverkehr oder gar den in Spitzenlastzeiten
auftretenden Verkehr.
[0008] Eine erste bevorzugte Weiterbildung des erfin-
dungsgemäßen Verfahrens zeichnet sich dadurch aus,
daß zumindest zu der ersten Aussparung zunächst eine
tiefer als die Stärke der Fingeranordnung des Überbrük-
kungsprovisoriums ausgeführte Rohaussparung einge-
bracht wird, wobei anschließend auf die Oberfläche der
Rohaussparung eine Schicht Polymerbeton aufgetragen
wird, auf dessen Oberfläche die Überbrückungsplatte im
Bereich der Fingeranordnung gleitend aufliegt. Beson-
ders günstig ist es dabei, wenn die Tiefe der Rohausspa-
rungen der Stärke der angrenzenden Fahrbahnbeläge
(z.B. Asphalt) entspricht. Diese Maßnahmen tragen dazu
bei, die Zeit für die Errichtung eines funktionsfähigen
Überbrückungsprovisoriums und damit die notwendige
Dauer einer ersten Verkehrssperrung zu minimieren.
Ferner bedarf es in diesem Falle aufgrund der besonde-
ren Eigenschaften von Polymerbeton nicht einer geson-
derten, der gleitenden Abstützung der Überbrückungs-
platte dienenden Auflageplatte. Statt Polymerbeton
könnte mit vergleichbaren Vorteilen auch ein geeigneter
Vergußmörtel oder ein vergleichbares Material verwen-
det werden.
[0009] Gemäß einer anderen bevorzugten Weiterbil-
dung der Erfindung sind die Komponenten des Überbrük-
kungsprovisoriums mit dem Widerlager bzw. dem Über-
bau verschraubt, zu welchem Zweck mindestens eine
der Komponenten des Überbrückungsprovisoriums
zweckmäßigerweise Bohrungen für Befestigungs-
schrauben aufweist. Dies ist besonders vorteilhaft im
Hinblick auf die Möglichkeit, die Überbrückungsplatte
wiederholt innerhalb kürzester Zeit entfernen und wieder
montieren zu können, ohne daß die Zuverlässigkeit der
Fixierung der montierten Überbrükkungsplatte darunter
leidet. Im Bedarfsfall kann auch eine ergänzende form-
schlüssige Lagesicherung der Komponenten des Über-
brückungsprovisoriums zu dem Widerlager bzw. dem
Überbau erfolgen, beispielsweise in Form von ineinan-
dergreifenden Aussparungen und Vorsprüngen an den
Komponenten des Überbrückungsprovisoriums einer-
seits und dem Widerlager bzw. dem Überbau anderer-
seits.
[0010] Eine wiederum andere bevorzugte Weiterbil-
dung der Erfindung zeichnet sich dadurch aus, daß das
Überbrükkungsprovisorium aus mehreren in Längsrich-
tung der Dehnfuge nebeneinander angeordneten Ab-
schnittssegmenten besteht. Dies erleichtert die Handha-
bung der Komponenten des Überbrückungsprovisori-
ums vor Ort unter Einsatz der an der Baustelle ohnehin
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zur Verfügung stehenden Hilfsmittel. Ist in dem weiter
oben angesprochenen Sinne eine fahrspurweise Etap-
pierung der Sanierungsarbeiten vorgesehen, ist die Brei-
te des Überbrückungsprovisoriums ersichtlich auf die
Breite der jeweils zu sanierenden Fahrbahnspur abzu-
stimmen, wobei selbst für Überbrückungsprovisorien,
über die nur der Verkehr einer einzigen Fahrbahnspur
zu leiten ist, eine vorstehend dargelegte Segmentierung
der Überbrückungsplatte von Nutzen ist. Die Bedürfnisse
des Kunden betreffend der Etappeneinteilung bzw. der
zeitlichen Abfolge der einzelnen Etappen können auf-
grund der flexiblen Plattenbreiten fast unbegrenzt be-
rücksichtigt werden.
[0011] Besonders bevorzugt ist das Überbrückungs-
provisorium asymmetrisch ausgeführt und besteht ledig-
lich aus, ggfs. in Fugenlängsrichtung gestückelt, einer
Überbrükkungsplatte und einer Gegenplatte. Die Über-
brückungsplatte und die Gegenplatte kämmen dabei im
Bereich einer Fingeranordnung miteinander. Dies ge-
stattet einen besonders einfachen konstruktiven Aufbau
des Überbrükkungsprovisoriums bei günstigen stati-
schen Verhältnissen, wobei zusätzlich mit dem Freilegen
des Einbauraumes der Überbrückungseinrichtung zur
Durchführung von Sanierungsarbeiten und dem Wieder-
verschließen jenes Einbauraumes ein besonders gerin-
ger Aufwand verbunden ist. Zu ihrer Aussteifung kann
die Überbrückungsplatte insbesondere an ihrer Unter-
seite Aussteifungsrippen aufweisen; dies gestattet eine
besonders leichte Ausführung der Überbrückungsplatte
bei einer ausreichenden statischen und dynamischen
Belastbarkeit, was der erforderlichen wiederholten
Handhabung der Überbrückungsplatte auf der Baustelle
entgegenkommt. In Anbetracht dessen, daß die Sanie-
rungsarbeiten innerhalb eines überschaubaren Zeitrau-
mes von maximal einigen Wochen durchgeführt werden,
kann die Bewegungskapazität des Überbrückungsprovi-
soriums deutlich hinter der Bewegungskapazität der - für
Ganzjahresbetrieb unter Extrembedingungen auszule-
genden - permanenten Überbrückungsvorrichtung zu-
rückbleiben. Auch dies ist ein Aspekt, der die besonderen
Vorteile der vergleichsweise einfachen und kostengün-
stigen Ausführung des im Rahmen der vorliegenden Er-
findung einzusetzenden Überbrükkungsprovisoriums
unterstreicht.
[0012] Gemäß einer wiederum anderen bevorzugten
Weiterbildung der Erfindung ist die Überbrückungsplatte
mittels einer Abspanneinrichtung gegen Abheben gesi-
chert. Besonders bevorzugt greift dabei die Abspannein-
richtung in der Dehnfuge an dem Widerlager und/oder
dem Überbau an. Eine solche Lagesicherung der Über-
brückungsplatte mittels einer Abspanneinrichtung ge-
stattet in dem Umfang, wie die statischen Verhältnisse
dies zulassen, die Verwendung einer relativ leichten
Überbrückungsplatte. Auch dies kommt dem Grundprin-
zip der vorliegenden Erfindung, das auf der bedarfsab-
hängigen wiederholten Demontage und Wiedermontage
der Überbrückungsplatte unter Verwendung von übli-
chen Baustellengeräten aufbaut, entgegen.

[0013] Eine weitere bevorzugte Weiterbildung der Er-
findung zeichnet sich dadurch aus, daß als neue Über-
brückungsvorrichtung ein schnell versetzbarer Fahr-
bahnübergang montiert wird, beispielsweise in Form ei-
nes Robo Flex "RE-LS" Fahrbahnübergangs oder einer
Gleitfingerfuge "Tensa Flex", beide angeboten von der
Anmelderin. Die schnelle Versetzbarkeit beruht dabei
maßgeblich darauf, daß die jeweilige permanente Über-
brückungsvorrichtung mit dem Unterbau verschraubt
oder mit schnell aushärtendem Polymerbeton Robo Flex
vergossen wird. Die Vorbereitungen für die Montage sol-
cher Typen von Überbrükkungsvorrichtungen können je-
weils nachts so weit vorangetrieben werden, daß ein Ver-
setzen im Extremfall komplett in der Nacht oder ggfs.
während einer kurzen zusätzlichen Sperrdauer erfolgen,
kann und der Verkehr anschliessend ohne weitere Ver-
zögerung überrollen kann. Besonders bevorzugt werden
dabei nach der Montage der permanenten Überbrük-
kungsvorrichtung seitlich an diese anschließende Berei-
che des Fahrbahnbelags aus Polymerbeton gegossen,
wobei - zur (zusätzlichen) Lagesicherung der Kompo-
nenten - insbesondere beim Gießen der Fahrbahnbelag-
bereiche aus Polymerbeton Halteabschnitte der Kompo-
nenten der permanenten Überbrückungsvorrichtung ein-
gegossen werden können. Alle diese Maßnahmen sind
bereits unabhängig voneinander, insbesondere aber in
Kombination miteinander geeignet, die Montage der per-
manenten Überbrückungsvorrichtung zu beschleunigen
und die Zeit bis zur Befahrbarkeit der permanenten Über-
brückungsvorrichtung zu verkürzen, nämlich ggfs. auf
wenige Stunden nach dem Versetzen der Überbrük-
kungsvorrichtung. Dies ist im Lichte des der vorliegenden
Erfindung zugrundeliegenden Prinzips, das auf einer in-
termittierenden, jeweils nur kurzfristigen Sperrung der
Brücke aufbaut, ein bedeutender vorteilhafter Gesichts-
punkt.
[0014] Die vorliegende Erfindung läßt sich ersichtlich
im Rahmen der Sanierung unterschiedlichster befahrba-
rer Bauwerke anwenden. Handelt es sich bei der zu er-
setzenden Überbrückungsvorrichtung um einen Lamel-
len-Fahrbahnübergang, werden im Rahmen von dessen
Demontage sowohl widerlagerseitig als auch überbau-
seitig in die Fahrbahnkonstruktion zweckmäßigerweise
jeweils zwei Ausbruchschnitte eingebracht, wobei die
beiden äußeren Ausbruchschnitte sich im wesentlichen
über die Stärke des Fahrbahnbelags erstrecken, wäh-
rend die beiden inneren Ausbruchschnitte bis unter die
Unterkante der Traversenkästen reichen. Eine solche
Verfahrensführung beschleunigt die Demontagearbeiten
und die Vorbereitung und Durchführung der Montage der
neuen Überbrückungsvorrichtung und trägt somit sowohl
zu einer möglichst kurzen Gesamtdauer der Sanierungs-
arbeiten als auch zu einer Minimierung der einzelnen
Sperrungszeiten bei.
[0015] Im folgenden wird die vorliegende Erfindung
anhand eines in der Zeichnung veranschaulichten be-
vorzugten Ausführungsbeispiels näher erläutert. Dabei
zeigt
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Fig. 1 einen Vertikalschnitt durch ein zu sanierendes
Brückenbauwerk im Bereich einer der Dehnfu-
gen zwischen Widerlager und Überbau,

Fig. 2 einen Vertikalschnitt gemäß Fig. 1 nach einer
ersten Teildemontage der zu ersetzenden
Überbrückungsvorrichtung und Montage eines
Überbrückungsprovisoriums,

Fig. 3 einen Vertikalschnitt gemäß den Figuren 1 und
2 nach einer zweiten Teildemontage der zu er-
setzenden Überbrückungsvorrichtung bei
montiertem Überbrükkungsprovisorium,

Fig. 4 einen Vertikalschnitt gemäß den Figuren 1 bis
3 nach der Durchführung von Vorbereitungsar-
beiten für die Montage einer neuen permanen-
ten Überbrückungsvorrichtung bei montiertem
Überbrückungsprovisorium und

Fig. 5 einen Vertikalschnitt gemäß den Figuren 1 bis
4 nach Abschluß der Montage der neuen per-
manenten Überbrückungsvorrichtung (darge-
stellt Gleitfinger Tensa Flex).

[0016] Das in der Zeichnung wiedergegebene Brük-
kenbauwerk umfaßt ein Widerlager 1 und einen Überbau
2, zwischen denen sich eine Dehnfuge 3 erstreckt. Das
Widerlager 1 umfaßt eine Unterkonstruktion 4 und einen
Fahrbahnbelag 5; und der Überbau 2 umfaßt eine Un-
terkonstruktion 6 und einen Fahrbahnbelag 7. Die Dehn-
fuge 3 zwischen dem Widerlager 1 und dem Überbau 2
ist zunächst mittels einer erneuerungsbedürftigen Über-
brückungsvorrichtung 8 überbrückt. Diese ist als Lamel-
len-Fahrbahnübergang ausgeführt; sie umfaßt mehrere
Traversen 9, die endseitig sowohl widerlagerseitig als
auch überbauseitig jeweils in einem Traversenkasten 10
aufgenommen und abgestützt sind. Auf den Traversen
stützen sich sechs parallel zur Fuge ausgerichtete La-
mellen 11 ab. Da entsprechende Konstruktionen hinläng-
lich bekannt sind und es im übrigen für die Erläuterung
der vorliegenden Erfindung auf konstruktive Details nicht
ankommt, wird auf eine weitergehende Erläuterung der
zu erneuernden Überbrückungsvorrichtung 8 verzichtet.
[0017] Wie dies in Fig. 1 veranschaulicht ist, werden
zunächst sowohl widerlagerseitig als auch überbauseitig
in die Fahrbahnkonstruktion jeweils zwei im wesentli-
chen vertikale, sich in Fugenlängsrichtung erstreckende
Ausbruchschnitte eingebracht. Die beiden äußeren Aus-
bruchschnitte 13 erstrecken sich in der Tiefe im wesent-
lichen über die Stärke des Fahrbahnbelags 5 bzw. 7.
Demgegenüber reichen die beiden inneren, relativ dicht
bei den Enden der Traversenkästen 10 verlaufenden
Ausbruchschnitte 14 bis unter die Unterkante der Tra-
versenkästen 10. Anschließend wird zwischen den bei-
den äußeren Ausbruchschnitten 13 der Fahrbahnbelag
5 und 7 entfernt. Weiterhin wird alles abgetragen bzw.
entfernt, was die Montage des Überbrückungsprovisori-
ums (vgl. Fig. 2 bis 4) verhindern würde, nämlich insbe-
sondere die Lamellen 11, die Randprofile 12 sowie die
die Traversenkästen 10 überdeckenden Schichten der
Unterkonstruktionen 4 und 6 von Widerlager 1 bzw. Über-

bau 2.
[0018] Durch die entsprechenden Ausbrucharbeiten
sind zwei Rohaussparungen entstanden; auf die Ober-
fläche der beiden Rohaussparungen wird anschließend
jeweils im Bereich zwischen den beiden Ausbruchschnit-
ten 13 und 14 eine Schicht 15 bzw. 16 aus Polymerbeton
aufgetragen. Die Dicke der Polymerbeton-Schichten 15
und 16 wird so gewählt, daß die Höhe der entstehenden
verbleibenden Aussparung im wesentlichen der randsei-
tigen Dicke des Überbrückungsprovisoriums entspricht.
Aufliegend auf der entsprechenden Polymerbeton-
Schicht 15 wird überbauseitig eine Überbrückungsplatte
17 montiert, und zwar mittels Schrauben 18, die in Ge-
windehülsen 19 eingeschraubt werden, welche in die Un-
terkonstruktion 6 und die zugeordnete Polymerbeton-
Schicht 15 eingelassen wurden. Aufliegend auf der ent-
sprechenden Polymerbeton-Schicht 16 wird widerlager-
seitig eine Gegenplatte 20 montiert, und zwar ebenfalls
mittels Schrauben, die in Gewindehülsen eingeschraubt
werden, welche in die Unterkonstruktion 4 und die zuge-
ordnete Polymerbeton-Schicht 16 eingelassen wurden.
(Erkennbar könnte in gleicher Weise die Überbrückungs-
platte widerlagerseitig und die Gegenplatte überbausei-
tig montiert werden.) Die die Dehnfuge überspannende
Überbrückungsplatte 17 und die Gegenplatte 20 käm-
men miteinander im Bereich einer üblichen Fingeranord-
nung 21 und bilden gemeinsam das Überbrückungspro-
visorium. Dabei stützt sich die Überbrückungsplatte im
Bereich der Fingeranordnung 21 gleitend auf der Ober-
fläche der widerlagerseitigen Polymerbeton-Schicht 16
ab. In diesem Zustand ist das Brückenbauwerk wieder
uneingeschränkt befahrbar. In Fig. 2 ist schematisch
durch den Pfeil 22 die Sicherung der Überbrückungsplat-
te 17 gegen Abheben mittels einer Abspanneinrichtung,
welche im Bereich der Dehnfuge 3 an der Unterkonstruk-
tion 4 des Widerlagers 1 oder der Unterkonstruktion 6
des Überbaus 2 verankert ist, angedeutet.
[0019] Nach und nach werden anschließend die wei-
teren Demontagearbeiten durchgeführt, und zwar jeweils
bei vorübergehend entfernter Überbrückungsplatte 17.
So werden insbesondere die Traversen 9 und die Tra-
versenkästen 10 entfernt und die Ankerschlaufen der
Randprofile, benachbarte Armierungen sowie das Mate-
rial der Unterkonstruktionen 4 und 6 bis zu den inneren
Ausbruchschnitten 14 ausgebrochen. Der Zustand nach
diesen weiteren, sukzessive intermittierend durchge-
führten Demontagearbeiten ist in Fig. 3 veranschaulicht.
[0020] Nun schließen sich, wiederum sukzessive in-
termittierend bei jeweils vorübergehend entfernter Über-
brückungsplatte 17, die Vorbereitungsarbeiten für die
Montage der neuen permanenten Überbrückungsvor-
richtung 23 (Fig. 5) an, insbesondere das Einbringen von
Konstruktionsarmierungen 24, das Anbringen von Stirn-
schalungen mit Abschalblechen an den beiden Unter-
konstruktionen 4 und 6, das Verfüllen der Ausbruchräu-
me 25 mit Beton 26 und das Setzen von Gewindehülsen
27. Wiederum kann zwischen den einzelnen Arbeiten
das Brückenbauwerk über das Überbrückungsprovisori-
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um uneingeschränkt befahren werden.
[0021] Die letzte Bauphase umfaßt - nach dem Entfer-
nen sowohl der Überbrückungsplatte 17 als auch der Ge-
genplatte 20 - dann die Montage der neuen Überbrük-
kungsvorrichtung 23, bei der es sich bei dem dargestell-
ten Ausführungsbeispiel um eine "Tensa Flex" Fingerfu-
ge der Anmelderin handelt, einschließlich Montage der
Entwässerungsrinne und beidseitiges Verlegen von Ab-
dichtungsfolien. Die Montage und Lagesicherung der
beiden Hauptkomponenten der Überbrückungsvorrich-
tung erfolgt über Schrauben 28, die in die vorstehend
erwähnten Gewindehülsen 27 eingeschraubt werden.
Abschließend werden die verbleibenden Freiräume der
beiden Aussparungen mit einer Belagsergänzung 29 aus
Polymerbeton verfüllt. Unmittelbar nach dem Aushärten
der Belagsergänzungen 29 ist das Brückenbauwerk un-
eingeschränkt befahrbar.

Patentansprüche

1. Verfahren zur Sanierung eines befahrbaren Bau-
werks im Bereich einer zwischen einem Widerlager
(1) und einem Überbau (2) bestehenden Dehnfuge
(3), umfassend die folgenden Schritte:

- Entfernen von bestehender Fahrbahnkon-
struktion in den widerlagerseitig und überbau-
seitig an die zu ersetzende Überbrückungsvor-
richtung angrenzenden Bereichen unter Ausbil-
dung von tiefer als die Fahrbahnoberfläche lie-
genden Aussparungen in Widerlager (1) und
Überbau (2), wobei zumindest eine erste der
Aussparungen eine im wesentlichen parallel zu
der zugeordneten Fahrbahnoberfläche verlau-
fende Oberfläche aufweist;
- Demontage zumindest der die befahrbare
Oberfläche bildenden Komponenten der zu er-
setzenden Überbrückungsvorrichtung (8);
- beschädigungsfrei lösbare Montage eines
Überbrückungsprovisoriums, welches eine die
Dehnfuge (3) überspannende Überbrückungs-
platte (17) und eine mit dieser im Bereich einer
Fingeranordnung (21) kämmende Gegenplatte
(20) umfaßt und dessen Oberfläche im wesent-
lichen spalt-, sprung- und winkelfrei an die Fahr-
bahnoberflächen von Widerlager (1) und Über-
bau (2) benachbart zu der jeweiligen Ausspa-
rung anschließt, wobei sich die Überbrückungs-
platte (17) im Bereich der Fingeranordnung (21)
auf dem Boden der ersten Aussparung abstützt;
- bedarfsweises wiederholtes Entfernen der
Überbrückungsplatte (17) für die abschnittswei-
se Durchführung der vollständigen Demontage
der zu ersetzenden Überbrückungsvorrichtung
(8) auf einem Niveau unterhalb der Fahr-
bahnoberfläche sowie ggfs. von Vorbereitungs-
arbeiten für die Montage einer neuen perma-

nenten Überbrückungsvorrichtung (23) und je-
weils anschließendes Wiedermontieren der
Überbrückungsplatte (17);
- Entfernen des Überbrückungsprovisoriums
und Montage einer permanenten Überbrük-
kungsvorrichtung (23).

2. Verfahren nach Anspruch 1,
dadurch gekennzeichnet,
daß zumindest zu der ersten Aussparung zunächst
eine tiefer als die Stärke der Fingeranordnung (21)
des Überbrückungsprovisoriums ausgeführte
Rohaussparung eingebracht wird, wobei anschlie-
ßend auf die Oberfläche der Rohaussparung eine
Schicht (15, 16) Polymerbeton, Vergußmörtel oder
dergl. aufgetragen wird, auf dessen Oberfläche die
Überbrükkungsplatte (17) im Bereich der Fingeran-
ordnung (21) gleitend aufliegt.

3. Verfahren nach Anspruch 2,
dadurch gekennzeichnet,
daß die Tiefe der Rohaussparungen der Stärke der
angrenzenden Fahrbahnbeläge entspricht.

4. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 3,
dadurch gekennzeichnet,
daß die Komponenten des Überbrückungsproviso-
riums mit dem Widerlager (1) bzw. dem Überbau (2)
verschraubt sind.

5. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 4,
dadurch gekennzeichnet,
daß eine ergänzende formschlüssige Lagesiche-
rung der Komponenten des Überbrückungsproviso-
riums zu dem Widerlager (1) bzw. dem Überbau (2)
erfolgt.

6. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 5,
dadurch gekennzeichnet,
daß das Überbrückungsprovisorium aus mehreren
in Längsrichtung der Dehnfuge (3) nebeneinander
angeordneten Abschnittssegmenten besteht.

7. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 6,
dadurch gekennzeichnet,
daß das Überbrückungsprovisorium asymmetrisch
ausgeführt ist und lediglich aus, ggfs. in Fugenlängs-
richtung gestückelt, einer Überbrückungsplatte (17)
und einer Gegenplatte (20) besteht.

8. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 7,
dadurch gekennzeichnet,
daß die Überbrückungsplatte (17) mittels einer Ab-
spanneinrichtung gegen Abheben gesichert ist.

9. Verfahren nach Anspruch 8,
dadurch gekennzeichnet,
daß die Abspanneinrichtung in der Dehnfuge (3) an
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dem Widerlager (1) oder dem Überbau (2) angreift.

10. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 9,
dadurch gekennzeichnet,
daß nach der Montage der permanenten Überbrük-
kungsvorrichtung (23) seitlich an diese anschließen-
de Bereiche des Fahrbahnbelags (7) aus Polymer-
beton (26) gegossen werden.

11. Verfahren nach Anspruch 10,
dadurch gekennzeichnet,
daß beim Gießen der Fahrbahnbelagbereiche aus
Polymerbeton (26) Halteabschnitte der Komponen-
ten der permanenten Überbrückungsvorrichtung
(23) eingegossen werden.

12. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 11,
dadurch gekennzeichnet,
daß als zu ersetzende Überbrückungsvorrichtung
(8) ein Lamellen-Fahrbahnübergang demontiert
wird, wobei sowohl widerlagerseitig als auch über-
bauseitig in die Fahrbahnkonstruktion jeweils zwei
Ausbruchschnitte (13, 14) eingebracht werden, wo-
bei die beiden äußeren Ausbruchschnitte (13) sich
in der Tiefe im wesentlichen über die Stärke des
Fahrbahnbelags (5) erstrecken, während die beiden
inneren Ausbruchschnitte (14) bis unter die Unter-
kante der Traversenkästen (10) reichen.

13. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 12,
dadurch gekennzeichnet,
daß als neue Überbrückungsvorrichtung ein schnell
versetzbarer Fahrbahnübergang montiert wird.

14. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 13,
dadurch gekennzeichnet,
daß die Sperrzeiten bei demontierter Überbrük-
kungsplatte (17) sich auf verkehrsarme Nacht- und/
oder Wochenendzeiten beschränken.
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